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Dmcksadie Nr. 3895 


Große Anfrage 

der Fraktion der SPD 


betr. Partei])olitisdie Pro]jaganda auf Kosten der 
Bundespost. 


Die von der Bundesregierung eingebracliten Gesetzentwürfe betreffend 
den Vertrag über die Beziehungen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und den Drei Mächten und betreffend den Vertrag 
über die Gründung der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft 
sind bisher von Bundestag und Bundesrat als den gesetzgebenden 
Körperschaften noch nicht verabschiedet worden, sondern noch 
Gegenstand politischer Meinungsverschiedenheiten. Gleichwohl hat 
die Postverwaltung auf der Präsidenten-Konferenz zu Flensburg am 
3./5. September 1952 Referate über den sogenannten „Deutschland- 
Vertrag” und den Vertrag über die Europäische Verteidigungs- 
gemeinschaft sowie über die Problematik der jüngsten deutschen 
Geschichte halten lassen. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Billigt sie die auf dieser Veranstaltung zum Ausdruck gebrachte 
Einheit von Staat und Regierungsparteien? 

2. Hält auch die Bundesregierung die Dolchstoßlegende für die 
Umschreibung eines moralischen Tatbestandes und die Weimarer 
Republik für die Karikatur eines freien Staates? 

3. Welche Kosten hat die Tagung verursacht, insbesondere welche 
Beträge sind an die Redner ausgezahlt worden? 

4. Welche Aufwendungen sind durch das Sonderheft Nr. 21 vom 
30. Oktober 1952 der Zeitschrift für das Post- und Fernmelde- 
wesen entstanden? 


Bonn, den 25. November 1952 


Ollenhauer und Fraktion 


Druck: Peter Meier, Buisdorf-Siegburg 
Alleln-Vertrleb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Str. 30 
und Wiesbaden. Nietrsehe.qtr. 1 



